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Auswärtige Amt 
z.Hd.d.Herrn Staatssekretär 
Prof. Dr. H a l l s t e i n 

An das Vertraulich 

B o n n 
Koblenzer Str. 141 
Palais Schaumburg 

Betr.: Verhandlungen über europäische wirtschaftliche 
Integration auf der Aussenminister-Konferenz 
am 24.2.1953. 

In der Kabinettssitzung vom 20.d.M. i s t gebeten worden 
nochmals zu den Fragen der wirtschaftlichen Integration 
Europas Stellung zu nehmen, die auf dem Treffen der Aussen¬
minister der "Montan-Länder" am 24.2.1953 behandelt werden 
sollen. 

Der Eerr Bundesminister für' Wirtschaft hat sich zu dem 
Niederländischen Memorandum vom 11.12.1952, i n dem eine 
europäische Zollunion vorgeschlagen wird, und zu den A r t i ­
keln 69 und 72b des RedaKtionsentwurfs der Satzung der 
künftigen Europäischen Politischen Semeinschaft mit Schrei­
ben vom 13. und 19.2.1953 geäussert. Der Herr Bundesministe 
der Finanze» hat seine Auffassung zu diesen beiden Dokumen­
ten i n seinem Schreiben vom 16.2.1953 niedergelegt. Wie ich 
i n der gestrigen Kabinettssitzung ausgeführt habe, stimmt 
meine Beurteilung mit der des Herrn Bundeswirtschafts­
minister und des Herrn Bundesfinanzminister weitgehend 
überein. 

Auch ich bin der Meinung, dass nichts unversucht ge­
lassen werden s o l l t e , die EPG noch i n diesem Jahre zu ver­
wirklichen, denn sie wird eine wesentliche Stärkung der EVff 
bedeuten. Ich t e i l e weiter die Ansicht, dass ein Zusammen-
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schiusa auf wirtschaftlichem Gebiet im Rahmen der ange­
strebten politischen Integration notwendig i s t und dass 
dieser Zusammenschluss nicht über Teilintegrationen, son­
dern nur durch eine Koordinierung der gesamten Wirtschafts­
und Finanzpolitik der beteiligten Regierungen möglich sein 
wird. 

Ich stimme aber mit dem Wirtschafts- und Finanzressort 
darin überein, dass auf dem Wege zu diesem Ziele nur mit 
grösstem Bedacht und nur Schritt für. Schritt vorwärts ge­
gangen werden kann. Bevor daran gedacht werden kann, der 
EPG als neuer supranationaler Rechtspersönlichkeit umfassende 
Zuständigkeiten und Vollmachten auf dem Gebiet der Wirtschaft 
und der Finanzen zu übertragen, werden die wirtschafts- und 
finanzpolitischen Prinzipien f e s t g e s t e l l t werden müssen, nach 
denen sich die weitere wirtschaftliche Integrierung Europas 
vollziehen s o l l . 

Im Bereich des Verkehrs i s t von den westeuropäischen 
Ländern die Notwendigkeit einer engen Zusammenarbeit mit dem 
Zi e l der Vereinheitlichung des europäischen Verkehrswesens 
seit langem anerkannt. Durch die Arbeit der internationalen 
Organisationen, die sich mit Verkehrsangelegenheiten befas­
sen, und der zwischenstaatlichen Verbände der Verkehrsträger 
sind bereits bedeutende Vorarbeiten geleistet worden, die zu 
wichtigen praktischen Ergebnissen geführt haben. Die Bemühun­
gen des Europäischen Wirtschaftsrates (OEEC) um die Libera­
lisie r u n g der zwischenstaatlichen Wirtschaftsbeziehungen haben 
für den Verkehr zu schnelleren und umfassenderen Ergebnissen 
geführt als für den Bereich des 'Warenaustausches. Der interna­
tionale Austausch von Verkehrsdiensten i s t bei den Marshall-
Plan-Ländern heute bereits von diskriminierenden Massnahmen 
und nahezu a l l e n aus der Devisenbewirtschaftung entspringen­
den Beschränkungen befre i t . Zwischen den beteiligten Regie­
rungen sind Verhandlungen im Gange, wie über den Abbau solcher 
Hemmnisse hinaus das Z i e l einer vollen Integrierung des euro­
päischen Verkehrs erreicht werden kann. Hierbei sind Vorschläge 
eine mit Entscheidungsbefugnissen ausgestattete supranationale 



Veritehrsbehörde zu schaffen, wiederholt geprüft, aber stets 
von a l l e n Beteiligten verworfen worden. Die Verkehrsminister 
der Montanunionländer sowie Österreichs und der Schweiz 
haben auf der Pariser Konferenz vom 2 9 . - 3 1 . 1 . 1 9 5 3 gerade 
diese Frage nochmals eingehend besprochen. Sie kamen wie­
derum übereinstimmend zu der Auffassung, dass eine europä­
ische Verkehrsintegrierung am besten durch eine aus freiem 
Entschluss zustande gekommene Zusammenarbeit der einzelnen 
Verkehrszweige erreicht werden kann, aus der zwischenstaat­
liche Absprachen und internationale Abkommen auf den einzel­
nen Verkehrsbereichen entspringen. Nach der Auffassung der 
beteiligten europäischen Fachminister besteht daher kein 
Bedürfnis, bereits jetzt schon der EPG Zuständigkeiten auf 
dem Verkehrsgebiet zu übertragen. 

/ Im übrigen verweise ich auf die beiliegenden Abdrucke 
ausführlicher Erklärungen, die ich zu diesem Thema im Laufe 
der letzten 2 Jahre abgegeben habe. 

nachrichtlich (ohne Anlagen) an: I 
Herrit Staatssekretär im BundeBkaazleraml; I:—•-"=£• 2 (. FEI *QS3 * 
Herrn Bundesminister für den Marshallplan . 
Herrn Bundesminister der Finanzen " 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft ftf.fi ~1 «ja / f*£k 
Herrn Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Herrn Bundesminister 4es Innern 
Herrn Bundesminister der Justiz 
Herrn Bundesminister für Arbeit 
die Bank deutscher Länder 

In Vertretung 
gez. Dr. Bergemann 
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